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Die Abgeordneten zum Nationalrat Pilz und FreundInnen haben ain 

6. Mai 1991 unter der Nr. 1011/J an mich eine schriftliche par­

lamentarische Anfrage be·treffend die Pflegehelferverordnung 

gerichtet, die folgenden Wortlaut hat: 

"1. Glauben Sie, daß die Bestellung von Ärzten zu Lehrgangsleitern 
für die Ausbildung der PflegehelferInnen die Bestrebungen der 
Krankenpflege, . ein eigens·tändig anerkannter Berufsstand. zu . 
werden, fördert? , 

2. Wie rechtfertigen Sie es, in § 2 der Verordnung "zur Unter::" 
stützung des Lehrgangsleiters und zur Betreuung der Lehrgangs­
teilnehmer(innen) ... eine diplomier·te Krankenpflegeperson als 
leitende(r) Lehrschwester (Lehrpfleger)" zu bestellen, der 
(dem) laut Abs. 2 dieses Paragraphen "die Organisation des 
gesamten Lehrganges sowie die Aufsicht über die praktische 
Ausbildung" obliegt? 

3. Welche Arbeit wird, in Anbetracht der Frage 2, "der (ärzt­
liche ) Lehrgangsleiter" leis·ten? 

4. Welche Honorare werden für diese Arbeit üblicherweise gezahlt? 

5. Wie wird die Arbeit der leitenden Lehrschwestern/pfleger 
honoriert? 

6. Warum verwenden Sie in der Verordnung sowohl für die Pflege­
helferInnen als auch für die erwähnten Krankenpflegepersonen 
immer die weibliche und die männliche Form, für die "Lehr­
gangsleiter" aber immer nur die männliche alleine? 
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7. § 3 1aute-t: 
"Zur Ausbildung der Lehrgangstei1nehrner(innen) dürfen nur 
bestellt werden: 

1. Ärzte 
2. als Lehrschwester (Lehrpfleger) ausgebildete 

Krankenpflegepersonen .... " 
Sind Sie der Meinung, daß es in Österreich keine Ärztinnen 
gibt oder daß weibliche Angehörige des ärztlichen Berufsstan­
des die LehrgangsteilnehmerInnen nicht unterrichten soll"ten? 

8. Bitte beantworten Sie die Frage 7 in Analogie auch für die von 
Ihnen in § 3 Punk"t 4 und 5 erwähnten "Gesundheitspsychologen", 
"klinische Psychologen" und "Psychotherapeuten". 

9. Die Verwendung der weiblichen und männlichen Form der Berufs­
bezeichnungen erfolg"t in Ihrer Verordnung also nur für Ange­
hörige solcher Berufe, die keine akademische Ausbildung haben. 
Sind Sie der Meinung, daß Ihre Gepflogenheit bildungsspezifi­
scher geschlechtlicher Diskriminierung das ohnehin durch die 
Entwicklungen der letzten Jahre beeinträchtigte Selbstbewußt­
sein der Angehörigen der Pflegeberufe stärkt? 

10. In § 4 heiß"t es: "Der Ausbildungslehrgang dient der Vermitt­
lung grundlegender Kenntnisse in der Betreuung pflegebedürf­
tiger Menschen ... ". Auch sonst vlird in der gesamten Verord­
nung niemals das Wort "Pflege", sondern immer"nur das Wort 
"Be"treuung" für die Beschreibung der Aufgaben der Pflegehel­
ferInnen verwendet. Sind Sie der Meinung, daß die von Ihnen 
geregel te Ausbildung der "PflegehelferInnen" so mange1haf"t 
sein wird, daß von "Pflege" nicht gesprochen werden kann? Wenn 
ja, warum nennen Sie die Verordnung dann nicht "BetreuerInnen­
verordnung" ? Wenn nein, warum vTaren Sie dann so bemüh"t, diese 
Wortklippe zu umschiffen? 

i1. FUr StationsgehilfInnen mit mindestens fünf jähriger Berufser­
fahrung is-t vorgesehen, daß eine theoretische Ergänzungsaus­
bildung von 80 Stunden, also von zwei (2 !) 
Wochen sie, zusammen mit einer sehr vereinfachten Prüfung, die 
auf ihre bisherige praktische Verwendung Rücksicht zu nehmen 
hat, für die weitere Arbeit als PflegehelferInnen qualifi­
ziert. Die Regelung für StationsgehilfInnen mit weniger als 
fünf jähriger Berufserfahrung ist davon kaum unterscheidbar: 
auch sie müssen nur vier \10cl1en Un-terricht absolvieren. Man 
kann davon ausgehen, daß in diese beiden Gruppen viele jüngere 
Personen um die Mitte Zwanzig oder Anfang Dreißig fallen, Per­
sonen, die den ganz Uberwiegenden Teil ihres Berufslebens noch 
vor sj.ch haben. Wie erklären Sie in diesem Zusammenhang Ihre 
Regelung, wo Sie doch ganz ausdrUcklich davon gesprochen 
haben, mit der Pflegehelferverordnung eine echte Qualitäts­
verbesserung in den Pflegehilfsberufen anzustreben? 
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12. Wer hat Sie dazu veranlaßt, die Bestimmungen von § 43 h des 
Krankenpflegegesetzes in dieser überaus "großzügigen" Form in 
die Praxis umzusetzen? 

13. Wenn man (siehe die letzten Fragen) davon ausgeht, daß es noch 
etwa dreißig Jahre dauern \'lird, bis nur mehr PflegehelferInnen 
mi·t der "Regelausbildungszeit" von 1600 S·tunden in diesem Be­
ruf arbei·ten werpen, muß man Ihnen zu einer der am wei·testen 
vorausblickenden Verordnung der le1;z·ten Jahre gratulieren. 
Sind Sie aber auch \virklich überzeu.g·t davon, daß Reformen tat­
sächli.ch nicht schneller umgesetzt v18rden können? 

14. Wie lange wird es dann Ihrer Meinung nach dauern, bis die 
(allerdings erst sei·t knapp zvlei Jahrzehn·ten versprochene) 
umfassende Reform der Krankenpflegeausbildung per Gesetzes­
novelle umgesetzt werden können wird? 

15. Ab wann glauben Sie, daß die Reform auch in der Pra>ds zu 
greifen beginnen könnte?" 

Diese Anfrage beantworte ich wie folgt: 

Zu den Fragen 1 bis 3: 

Grundsätzllch is·t der Auffassung zuzustlnunen, daß in Zukunf·t bei 

den im sog. Krankenpflegegese·tz geregel·ten Berufen die Leitung der 

Ausbildung in den Händen des diplomierten Krankenpflegefachdien­

stes bzw. des gehobenen medizinisch-technischen Dienstes liegen 

solLte. 

Das derzeit geltende Krankenpflegegesetz 1961 sieht allerdings 

noch für alle diese Berufe die Leitung der Schulen bzw. Kurse und 

Lehrgänge einheitlich durch entsprechend qualifizierte Ärzte bzw. 

deren Un·terstützung durch lei .. tende Lehrschwes·tern (Lehrpfleger ) 

bzw. leitende Lehrassistentinnen (Lehrassistenten) vor. 

Die Pflegehelferverordnung kann nur als Teil des gesamten Kranken­

pflegerechts angesehen werden und muß im besonderen mit den Be­

stimmungen des Krankenpflegegesetzes konform sein .. 
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Im Rahmen der Reform des Krankenpflegegese"tzes bzw. der bereits 

dem Nationalrat übermittelten Regierungsvorlage eines Bundesge­

setzes betreffend die Regelung der gehobenenen medizinisch-tech­

nischen Dienste wird daher eine entsprechende Änderung in Bezug 

auf die Leiterfrage erfolgen. 

Zu den Fragen 4 und 5: 

Die Honorierung der in Rede stehenden Funktionen fällt aufgrund 

der derzeitigen Rechtslage in den ausschließlichen En"tscheidungs­

bereich des Rechtsträgers der Schule bzw. des Lehrganges. 

Zu den Fragen 6 bis 9: 

Generell wird bei legistischen Vorhaben darauf Bedacht genommen, 

alle Berufs- und Funktionsbezeichnungen sowohl in der männlichen 

als auch in der weiblichen Form zu verwenden. In Gese"tzes- und 

Verordnungstexten, in denen dies bisher nicht berücksichtigt 

wurde, wird bei künftigen Novellen eine terminologische Bereini­

gung vorgenommen werden. 

Zu Frage 10: 

Die Ausbildung zur Pflegehelferin bz\". zum Pflegehelfer ist so 

qualifiziert, daß man jetz"t SOvlohl von einer Pflege als auch von 

einer Betreuung spricht. Betreuung umfaßt mehr als ausschließlich 

Pflege. Der Schwerpunkt liegt allerdings nach wie vor auf der 

Pflege, daher laute"t die Berufsbezeichnung auch "Pflegehelferin" 

bzw. "Pflegehelfer". 
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.Zu den Fragen 11 und 13: 

Die Ausbildung zur Pflegehelferin bzw. zum Pflegehelfer stellt 

selbstverständlich eine Qualitätsverbesserung dar. Die Nachschu­

lung erfolgt in erster Linie in jenen Unterrichtgegenständen, die 

gegenüber der bisherigen SHD-Ausbildung neue Schwerpunkte dar-. 
s·tellen. Es handelt sich hier um Lehrinhalte aus der Gerontologie, 

Gerontopsychologie und Gerontopsychiatrie, dem Bereich Kommuni­

kation und Konfliktlösung sO\'lie um Informationen über Einrich­

tungen des sozialen Netzwerks. 

Selbst unter Annahme, daß die Zahl der Stationsgehilfen bzw. 

Stationsgehilfinnen (dann Pflegehelfer bzw. Pflegehelferinnen) in 

Österreichs Krankenanstalten (1989: 11.287) weiterhin um durch­

schnittlich 838 Personen jährlich anwächst (Durchschnittswert 1974 

- 1988), dauert es nur rund 12 Jahre bis das gesamte SHD-Personal 

durch in diesem Zeitraum ausgebildetes Personal fast zur Gänze er­

setzt wird. 

Vor diesem Hintergrund offenbart sich die sehr kurze Verweildauer 

von Stationsgehilfen bzw. Stationsgehilfinnen in ihrem Beruf. Die 

Fragen 11 und 13 geben daher von nicht relevanten Voraussetzungen 

aus. 

Zu Frage 12: 

Die Bestimmungen von § 43 h des Krankenpflegegesetzes sind keines­

wegs großzügig, da die betreffenden Personen eine Schulung absol­

vieren und sich einer kommissionellen Prüfung s·tellen müssen, so 

wie Kandidaten, die die gesamte Pflegehelfer-Ausbildung absol­

vieren. 
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Zu den Fragen 14 und 15: 

Die Bestrebungen des Gesundheitsressorts gemeinsam mit dem in 

dieser Angelegenheit führend zuständigen Unterrichtsressort zielen 

darauf ab, daß die vermittlung der Krankenpflegeausbildung im 

Rahmen berufsbildender höherer Schulen bzw. einer entsprechenden 

Kollegform zunächst im Wege von Schulversuchen im Jahre 1992 be­

ginnen kann. 
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